
 

  

S 28 VG 68/10

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Soziales Entschädigungsrecht – Ruhen

von Versorgungskrankengeld bei Bezug
von Verletztengeld aus der gesetzlichen
Unfallversicherung – rückwirkende
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit –
dauerhafte Arbeitsunfähigkeit als
anspruchsbeendender Dauerzustand –
volle gerichtliche Nachprüfung der
Prognoseentscheidung der Behörde –
vorherige gesonderte Feststellung eines
Dauerzustands nicht erforderlich –
zeitgleiche Entscheidung mit der
endgültigen Versagung von
Versorgungskrankengeld ausreichend –
sozialrechtliches Verwaltungsverfahren –
Auslegung eines Bescheids –
Empfängerhorizont – Feststellung des
Ruhens eines Anspruchs – keine
verbindliche Anerkennung des Bestehens
des Anspruchs – Feststellung eines
Anspruchs „dem Grunde nach“ – keine
verbindliche Anerkennung aller
Anspruchsvoraussetzungen

Leitsätze Die Feststellung von Arbeitsunfähigkeit
als anspruchsbeendender Dauerzustand
darf von der Versorgungsverwaltung
rückwirkend und zeitgleich mit der
endgültigen Versagung des Anspruchs auf
Versorgungskrankengeld erfolgen, wenn
dieser zuvor geruht hat.

Normenkette BVG § 18a Abs 7 S 1; BVG § 18a Abs 7 S 2
; BVG § 18a Abs 7 S 4; BVG § 18a Abs 7 S
6; BVG § 18a Abs 7 S 7; BVG § 18a Abs 3
S 1; BVG § 16; BVG § 65; BVGVwV § 18a
Nr 1; BVGVwV § 18a Nr 2; BVGVwV § 18a
Nr 4; SGB VII § 46 Abs 3 S 2; OEG § 1 Abs
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1 S 1; BGB § 133; BGB § 157; SGG § 77; 
GG Art 19 Abs 4

1. Instanz

Aktenzeichen S 28 VG 68/10
Datum 10.03.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 VG 65/15
Datum 18.09.2020

3. Instanz

Datum 25.08.2022

Â 

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts
Nordrheinâ��Westfalen vom 18.Â September 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I

Â 

1

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Versorgungskrankengeld fÃ¼r
die Zeit von Juli 2005 bis Dezember 2009.

Â 

2

Der 1946 geborene KlÃ¤ger war seit den 1980er Jahren im AuÃ�endienst fÃ¼r eine
Bausparkasse tÃ¤tig. Am 30.12.1999 hielt er sich in einer Bankfiliale auf, als diese
von zwei bewaffneten BankrÃ¤ubern Ã¼berfallen wurde.

Â 

3
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Die Verwaltungsâ��Berufsgenossenschaft (VBG) erkannte den Ã�berfall als
Arbeitsunfall an. Sie gewÃ¤hrt dem KlÃ¤ger seit 2.5.2000 eine Verletztenrente auf
unbestimmte Zeit nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 30Â vH.
AuÃ�erdem bewilligte sie ihm Verletztengeld ua fÃ¼r die Zeit vom 18.4.2001 bis
zum 30.6.2005. Das Beendigungsdatum fÃ¼r den Verletztengeldbezug war
Ergebnis eines im Dezember 2007 vor dem SG geschlossenen Vergleichs.

Â 

4

Der KlÃ¤ger erhielt von der Deutschen Rentenversicherung Bund eine Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung vom 1.10.2003 bis zum 31.3.2004 und eine Rente
wegen voller Erwerbsminderung ab 1.4.2004 auf Dauer. Seit 1.1.2010 bezog er eine
abschlagsfreie Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen.

Â 

5

Am 13.5.2002 beantragte der KlÃ¤ger Versorgungsleistungen wegen der Folgen des
Miterlebens des BankÃ¼berfalls. Mit Bescheid vom 12.9.2005 stellte das
Versorgungsamt KÃ¶ln bestimmte GesundheitsstÃ¶rungen als SchÃ¤digungsfolgen
fest und gewÃ¤hrte dem Grunde nach BeschÃ¤digtenversorgung. Dieser Anspruch
ruhe jedoch, weil der KlÃ¤ger Anspruch auf vorrangige Leistungen gegen die VBG
aus der gesetzlichen Unfallversicherung habe.

Â 

6

Der Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid der
Bezirksregierung MÃ¼nster â��Â LandesversorgungsamtÂ â�� vom 14.8.2006). Im
darauffolgenden Klageverfahren gegen das Land machte er die Feststellung
weiterer GesundheitsstÃ¶rungen als SchÃ¤digungsfolgen und einer hÃ¶heren MdE
sowie AnsprÃ¼che auf hÃ¶here Grundrente, Ausgleichsrente,
Berufsschadensausgleich und Versorgungskrankengeld geltend. Mit Vergleich vom
3.12.2007 verpflichtete sich das Land ua, einen rechtsmittelfÃ¤higen Bescheid
Ã¼ber den Anspruch auf Versorgungskrankengeld zu erteilen.

Â 

7

Mit Bescheid vom 15.1.2008 hob der Beklagte als Rechtsnachfolger den Bescheid
vom 12.9.2005 und den Widerspruchsbescheid vom 14.8.2006 auf, stellte
bestimmte GesundheitsstÃ¶rungen als SchÃ¤digungsfolgen fest und teilte mit, dass
der Anspruch auf BeschÃ¤digtenversorgung wegen der vorrangigen Leistungen der
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VBG ruhe. Ã�ber die GewÃ¤hrung von Versorgungskrankengeld werde noch mit
einem weiteren Bescheid entschieden.

Â 

8

Der Beklagte entschied mit Bescheid vom 9.2.2009, der KlÃ¤ger habe ab dem
13.5.2002 dem Grunde nach Anspruch auf Versorgungskrankengeld; dies gelte aber
nur fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume, in denen ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der als
SchÃ¤digungsfolgen anerkannten GesundheitsstÃ¶rungen bestanden habe. Der
Anspruch ruhe wegen vorrangiger Leistungen der VBG. Nach Widerspruch des
KlÃ¤gers, dass mit dem Wegfall des Verletztengelds zum 30.6.2005 der
Ruhenstatbestand nicht mehr erfÃ¼llt sei, entschied der Beklagte mit Bescheid vom
19.1.2010, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber den 30.6.2005 hinaus keinen Anspruch auf
Versorgungskrankengeld habe. Er sei nicht nur vorÃ¼bergehend arbeitsunfÃ¤hig,
sondern dauerhaft voll erwerbsgemindert und beziehe auch eine entsprechende
Rente. Den Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
8.11.2010 zurÃ¼ck.

Â 

9

Das SG hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 10.3.2015). Die Berufung des
KlÃ¤gers ist erfolglos geblieben. Das LSG hat ausgefÃ¼hrt, die Bescheide vom
9.2.2009 und 19.1.2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8.11.2010 seien
rechtmÃ¤Ã�ig. Der Beklagte habe einen Anspruch auf Versorgungskrankengeld im
Bescheid vom 9.2.2009 nicht bindend anerkannt. Diesen Bescheid habe er mit dem
Bescheid vom 19.1.2010 nicht geÃ¤ndert. Vielmehr habe der Beklagte dort die
ArbeitsunfÃ¤higkeit verneint, die er im Bescheid vom 9.2.2009 noch offen gelassen
habe, und deshalb den Anspruch auf Versorgungskrankengeld versagt. Diesem
stehe entgegen, dass bei schÃ¤digungsbedingtem Eintritt von Erwerbsminderung
die schÃ¤digungsbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit in dem vor der SchÃ¤digung
ausgeÃ¼bten Beruf entfalle. Zudem habe nach der Begutachtung von O
spÃ¤testens seit Februar 2005 ein anspruchsbeendender Dauerzustand in dem
Sinne vorgelegen, dass keine vorÃ¼bergehende ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
mehr bestanden habe. Da der Anspruch zuvor geruht habe, reiche es aus, dass der
Beklagte diesen Dauerzustand erst im Ablehnungsbescheid vom 19.1.2010 und
nicht zuvor durch einen gesonderten Bescheid festgestellt habe (Urteil vom
18.9.2020).

Â 

10

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger die Verletzung von Â§Â 77 SGG, Â§Â 65
AbsÂ 3 NrÂ 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 1
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OpferentschÃ¤digungsgesetz (OEG). Mit Bescheid vom 9.2.2009 habe der Beklagte
einen Anspruch auf Versorgungskrankengeld dem Grunde nach seit dem 13.5.2002
bindend zuerkannt, der allerdings geruht habe. Ab dem 1.7.2005 sei die Zahlung
des Verletztengelds durch die VBG und damit der Grund fÃ¼r das Ruhen des
Versorgungskrankengeldanspruchs aber entfallen. Der Bescheid vom 19.1.2010
enthalte keine wirksame RÃ¼cknahme des Bescheids vom 9.2.2009.

Â 

11

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Nordrheinâ��Westfalen vom 18.9.2020 und des
Sozialgerichts KÃ¶ln vom 10.3.2015 aufzuheben sowie die Bescheide des Beklagten
vom 9.2.2009 und 19.1.2010 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
8.11.2010 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, ihm
Versorgungskrankengeld vom 1.7.2005 bis zum 31.12.2009 zu gewÃ¤hren.

Â 

12

Der Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

13

Er verteidigt das angegriffene Urteil.

Â 

14

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und sich in der Sache nicht geÃ¤uÃ�ert.

Â 

II

Â 

15

Die zulÃ¤ssige Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet und deshalb nach Â§Â 170
AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGG zurÃ¼ckzuweisen.
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Â 

16

A.Â Gegenstand des Revisionsverfahrens ist das Urteil des LSG, soweit es den vom
KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch auf Versorgungskrankengeld fÃ¼r die Zeit
vom 1.7.2005 bis zum 31.12.2009 unter Aufrechterhaltung der Bescheide vom
9.2.2009 und 19.1.2010 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8.11.2010 (
Â§Â 95 SGG) verneint hat. Der KlÃ¤ger verfolgt sein Begehren zulÃ¤ssigerweise mit
einer kombinierten Anfechtungsâ�� und Leistungsklage (Â§Â 54 AbsÂ 1 SatzÂ 1 und
AbsÂ 4, Â§Â 56 SGG).

Â 

17

B.Â Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Versorgungskrankengeld fÃ¼r die Zeit
vom 1.7.2005 bis zum 31.12.2009. Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus dem
Bescheid vom 9.2.2009 (dazu unterÂ 1.). Der Beklagte hat mit Bescheid vom
19.1.2010 einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Versorgungskrankengeld in
rechtmÃ¤Ã�iger Weise verneint. Er durfte die Feststellung des
anspruchsbeendenden Dauerzustands auch nachtrÃ¤glich und in demselben
Bescheid treffen, weil ein Anspruch auf Versorgungskrankengeld bis zum Eintritt des
Dauerzustands wegen des Bezugs des Verletztengelds geruht hat (dazu unterÂ 2.).
Auf die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheids vom 9.2.2009 und das darin verfÃ¼gte
Ruhen des Versorgungskrankengeldanspruchs im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
kommt es nicht mehr an (dazu unterÂ 3.).

Â 

18

1.Â Zu Unrecht beruft sich der KlÃ¤ger darauf, der Beklagte habe den geltend
gemachten Anspruch auf Versorgungskrankengeld bereits mit seinem Bescheid vom
9.2.2009 bestandskrÃ¤ftig anerkannt (vgl Â§Â 77 SGG). Wie dessen Auslegung
ergibt, lÃ¤sst sich eine solche zusprechende Entscheidung zugunsten des KlÃ¤gers
weder aus der im Bescheid verlautbarten Anerkennung des Anspruchs dem Grunde
nach (dazu unterÂ a) noch aus dessen Ruhensregelung entnehmen (dazu unterÂ b).

Â 

19

a)Â Die Aussage des Bescheids, der KlÃ¤ger habe ab dem 13.5.2002 dem Grunde
nach Anspruch auf Versorgungskrankengeld, stellt den Bestand des Anspruchs nicht
hinsichtlich aller Voraussetzungen fest; sie hat deshalb nicht seine
bestandskrÃ¤ftige Anerkennung zur Folge.
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Â 

20

Der Senat ist nicht gehindert, den Bescheid und die darin verkÃ¶rperten
Verwaltungsakte selbst auszulegen (vgl stRspr; zB BSG Urteil vom 16.3.2021
â��Â BÂ 2Â U 17/19Â RÂ â�� SozR 4â��1500 Â§Â 55 NrÂ 28 RdNrÂ 35; BSG Urteil
vom 24.9.2020 â��Â BÂ 9Â SB 2/18Â RÂ â�� BSGEÂ 131, 42 =Â SozR 4â��1741
Â§Â 3 NrÂ 1, RdNrÂ 31; BSG Urteil vom 8.11.2007 â��Â BÂ 9/9aÂ V 1/06Â RÂ â��
juris RdNrÂ 22, jeweils mwN). MaÃ�stab fÃ¼r die Auslegung ist der
EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der die ZusammenhÃ¤nge
berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde nach ihrem wirklichen Willen (Â§Â 133 BGB)
erkennbar in ihre Entscheidung einbezogen hat (BSG Urteil vom 16.3.2021
â��Â BÂ 2Â U 7/19Â RÂ â�� BSGEÂ 131, 297 =Â SozR 4â��5671 AnlÂ 1 NrÂ 4115
NrÂ 1, RdNrÂ 13; BSG Urteil vom 24.9.2020, aaO mwN). Der Inhalt eines
Verwaltungsakts ist aus den gesamten UmstÃ¤nden der getroffenen Regelung unter
besonderer BerÃ¼cksichtigung seiner BegrÃ¼ndung festzustellen (so bereits BSG
Urteil vom 17.2.1972 â��Â 7/2Â RU 27/69Â â�� SozR NrÂ 30 zu Â§Â 548 RVO
â��Â juris RdNrÂ 19; BSG Urteil vom 16.12.1959 â��Â 9Â RV 394/57Â â�� 
BSGEÂ 11, 194 =Â SozR NrÂ 70 zu Â§Â 54 SGG â��Â juris RdNrÂ 15). Unklarheiten
gehen zu Lasten der Verwaltung (BSG Urteil vom 16.3.2021 â��Â BÂ 2Â U 17/19Â R
Â â�� aaO, RdNrÂ 23; BSG Urteil vom 17.12.2015 â��Â BÂ 2Â U 2/14Â RÂ â�� SozR
4â��2400 Â§Â 27 NrÂ 7 RdNrÂ 12; BSG Urteil vom 8.11.2007 â��Â BÂ 9/9aÂ V 1/06
Â RÂ â�� juris RdNrÂ 22; BSG Urteil vom 8.12.1993 â��Â 10Â RKg 19/92Â â�� SozR
3â��1300 Â§Â 34 NrÂ 2 â��Â juris RdNrÂ 21).

Â 

21

Wie die Auslegung nach diesen Vorgaben ergibt, ist dem Bescheid vom 9.2.2009 in
der Gesamtschau seiner VerfÃ¼gungssÃ¤tze und den GrÃ¼nden keine Feststellung
eines Versorgungskrankengeldanspruchs zu entnehmen. Zwar besagt der erste
VerfÃ¼gungssatz, der KlÃ¤ger habe ab dem 13.5.2002 â��dem Grunde nachâ��
Anspruch auf Versorgungskrankengeld nach Â§Â§Â 16Â ff BVG. Damit hat der
Beklagte aber nur die Anspruchsberechtigung wegen des Vorliegens von
SchÃ¤digungsfolgen und der ZugehÃ¶rigkeit zu dem in Â§Â 16 AbsÂ 1 BVG
genannten Personenkreis anerkannt (vgl zB BSG Urteil vom 8.11.2007
â��Â BÂ 9/9aÂ V 1/06Â RÂ â�� juris RdNrÂ 26 zur ZugehÃ¶rigkeit zum Kreis der
potentiell versorgungsberechtigten Personen durch Anerkennung von
GesundheitsstÃ¶rungen als SchÃ¤digungsfolgen). Dies wird durch seine weitere
BegrÃ¼ndung deutlich. Denn darin wiederholt der Beklagte nur die bereits mit
Bescheid vom 15.1.2008 erfolgte Anerkennung bestimmter GesundheitsstÃ¶rungen
als SchÃ¤digungsfolgen als notwendige, aber allein ersichtlich nicht ausreichende
Voraussetzung des Anspruchs auf Versorgungskrankengeld. Im Ã�brigen weist er
lediglich darauf hin, dass ein Anspruch dem Grunde nach nur fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume
bestehe, in denen ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der anerkannten
GesundheitsstÃ¶rungen bestanden habe. Mit dieser BegrÃ¼ndung lÃ¤sst der
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Beklagte aber erkennbar offen, ob und bejahendenfalls fÃ¼r welche ZeitrÃ¤ume die
unabdingbare Anspruchsvoraussetzung der ArbeitsunfÃ¤higkeit vorliegt. Deren
konkrete PrÃ¼fung erfolgt gerade nicht. Anders als der KlÃ¤ger meint, lÃ¤sst sich
aus dieser im Bescheid offen gelassenen Entscheidung Ã¼ber das tatsÃ¤chliche
Bestehen von ArbeitsunfÃ¤higkeit auch deshalb kein Wille des Beklagten ableiten,
Versorgungskrankengeld zuzusprechen, weil der Bescheid in seinem zweiten
VerfÃ¼gungssatz den Zahlungsanspruch auf Versorgungskrankengeld wegen
Ruhens verneint.

Â 

22

b)Â Der VerfÃ¼gungssatz, dass der Anspruch auf Versorgungskrankengeld ruhe,
sagt ebenfalls nichts darÃ¼ber aus, ob die Anspruchsvoraussetzungen vollstÃ¤ndig
erfÃ¼llt sind und der Anspruch daher besteht. Indem der Bescheid das Ruhen des
Anspruchs feststellt, lehnt er lediglich AnsprÃ¼che auf Auszahlung von
Versorgungskrankengeld ab, ohne eine Aussage Ã¼ber die ArbeitsunfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers als zwingende Anspruchsvoraussetzung zu treffen. Einzige Rechtsfolge des
Ruhens ist vielmehr, dass auf einen Anspruch nicht geleistet zu werden braucht,
weil fÃ¼r die Dauer des Ruhens kein Recht auf die jeweils fÃ¤llige Leistung aus dem
Anspruch besteht. Wird wie hier ein Ruhen eines Anspruchs zur Vermeidung einer
Doppelversorgung wegen vorrangiger anderer Leistungen, die aufgrund derselben
Ursache entstanden sind, ausgesprochen, sind die jeweils fÃ¤lligen Einzelleistungen
sinngemÃ¤Ã� durch die vorrangigen Leistungen (hier die Verletztengeldzahlungen)
als abgegolten anzusehen (vgl BSG Urteil vom 16.3.2016 â��Â BÂ 9Â V 4/15Â R
Â â�� SozR 4â��3100 Â§Â 65 NrÂ 2 RdNrÂ 18; BSG Urteil vom 18.2.1998
â��Â BÂ 5Â RJ 48/96Â RÂ â�� BSGEÂ 82, 17 =Â SozR 3â��2200 Â§Â 1283 NrÂ 1
â��Â juris RdNrÂ 15Â f; BSG Urteil vom 28.7.1972 â��Â 8Â RV 253/72Â â�� SozR
NrÂ 1 zu Â§Â 14 DVO zu Â§ 33 BVG â��Â  juris RdNr 19; BSG Urteil vom 28.4.1965
â��Â 9Â RV 538/64Â â�� BSGE 23, 47 =Â SozR NrÂ 16 zu Â§Â 47 â��Â juris
RdNrÂ 6; BSG Urteil vom 13.2.1964 â��Â 8Â RV 393/61Â â�� BSGE 20, 161 = SozR
NrÂ 7 zu Â§Â 65 BVG â��Â juris RdNrÂ 24; vgl auch ZifferÂ 1 der
Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 65 BVG).

Â 

23

2.Â Der Beklagte hat mit Bescheid vom 19.1.2010 einen Anspruch des KlÃ¤gers auf
Versorgungskrankengeld in rechtmÃ¤Ã�iger Weise verneint.

Â 

24

Der Bescheid vom 19.1.2010 ist nicht an den gesteigerten
(Vertrauensschutzâ��)Voraussetzungen der Â§Â§Â 44Â ff SGBÂ X zu messen, weil
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der Beklagte damit keinen Verwaltungsakt Ã¼ber ein bestehendes Recht auf
Versorgungskrankengeld geÃ¤ndert oder aufgehoben hat. Vielmehr hat er in
diesem Bescheid hierÃ¼ber erstmals vollstÃ¤ndig und abschlieÃ�end entschieden.
Dahinstehen kann, ob der KlÃ¤ger, wie der Bescheid annimmt, Ã¼berhaupt die
Grundvoraussetzungen nach Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 1 OEG erfÃ¼llt hat. Denn ein
Anspruch auf Versorgungskrankengeld nach dieser Bestimmung iVm Â§Â 16 BVG
endete gemÃ¤Ã� Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 1 BVG vor dem 1.7.2005 und damit vor
dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum, weil zu diesem Zeitpunkt bereits ein
Dauerzustand eingetreten war (dazu unterÂ a). Dessen Feststellung durfte der
Beklagte in demselben Bescheid treffen, mit dem er den Anspruch auf
Versorgungskrankengeld verneint hat (dazu unterÂ b). Dem steht auch die
Rechtsprechung des BSG zum Ende des Verletztengelds in der gesetzlichen
Unfallversicherung nicht entgegen (dazu unterÂ c).

Â 

25

a)Â Nach Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 1 BVG in der hier maÃ�geblichen Fassung des
Gesetzes zur Verbesserung der Struktur der Leistungen nach dem
BVG (KOVâ��Strukturgesetz 1990) vom 23.3.1990 (BGBlÂ I 582) endet
Versorgungskrankengeld ua mit dem Eintritt eines Dauerzustands. Ein solcher
besteht gemÃ¤Ã� Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 2 BVG, wenn die ArbeitsunfÃ¤higkeit in
den nÃ¤chsten 78Â Wochen voraussichtlich nicht zu beseitigen ist. Die Feststellung
eines Dauerzustands ist ausgeschlossen, solange dem Berechtigten stationÃ¤re
BehandlungsmaÃ�nahmen gewÃ¤hrt werden oder solange er nicht seit mindestens
78Â Wochen ununterbrochen arbeitsunfÃ¤hig ist (Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 7 BVG).
Wird Versorgungskrankengeld laufend gewÃ¤hrt, so erfolgt dies bis zum Ablauf von
zwei Wochen nach Feststellung des Dauerzustands (Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 4 BVG).
Wird es nicht laufend gewÃ¤hrt, wird es bis zu dem Tag der Feststellung des
Dauerzustands gewÃ¤hrt (Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 6 BVG). ErgÃ¤nzend hierzu ist in
ZifferÂ 4 der Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 18a BVG bestimmt, dass als Zeitpunkt
der Feststellung des Dauerzustands iS des Â§Â 18a AbsÂ 7 SÃ¤tzeÂ 4, 6 undÂ 7
BVG der Tag anzusehen ist, an dem der Bescheid dem Berechtigten
bekanntgegeben wird, und dass der Tag der Bekanntgabe bei der Bemessung der
Zwei-Wochen-Frist nicht mitzurechnen ist.

Â 

26

Nach den auf der Begutachtung des KlÃ¤gers durch O im Februar 2005 beruhenden
bindenden, nicht mit VerfahrensrÃ¼gen angegriffenen Feststellungen des LSG (
Â§Â 163 SGG) lagen die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung des Dauerzustands
spÃ¤testens seit dem Begutachtungsmonat vor. Danach war ab Februar 2005 mit
einer Wiederherstellung der ArbeitsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht mehr zu rechnen.
ArbeitsunfÃ¤hig war er bereits ab 2001, mithin im Februar 2005 seit mehr als
78Â Wochen. StationÃ¤re BehandlungsmaÃ�nahmen standen der Feststellung des
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Dauerzustands nicht entgegen. Ã�berdies war der KlÃ¤ger bereits seit April 2004
voll erwerbsgemindert, nachdem er zuvor von Oktober 2003 bis MÃ¤rz 2004
teilweise erwerbsgemindert war. Insoweit hat der Beklagte in der BegrÃ¼ndung des
Bescheids vom 19.1.2010 zutreffend darauf abgestellt, dass beim KlÃ¤ger schon vor
dem 1.7.2005 und damit vor dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keine
vorÃ¼bergehende ArbeitsunfÃ¤higkeit mehr vorgelegen hatte.

Â 

27

b)Â Der Beklagte durfte die Feststellung dieses Dauerzustands auch nachtrÃ¤glich
und in demselben Bescheid treffen, weil ein Anspruch auf Versorgungskrankengeld
wegen des Bezugs des Verletztengelds als vorrangige Leistung aus der gesetzlichen
Unfallversicherung von Beginn an (13.5.2002) bis zum Ende mit dem Eintritt des
Dauerzustands (Februar 2005) durchgehend und vollumfÃ¤nglich geruht hat. Dies
ergibt sich hier schon aus dem insoweit vom KlÃ¤ger nicht angefochtenen Bescheid
vom 9.2.2009 (vgl aber auch Â§Â 65 AbsÂ 3 NrÂ 1 BVG; s hierzu BSG Urteil vom
30.9.2009 â��Â BÂ 9Â VS 3/09Â RÂ â�� SozR 4-3200 Â§Â 82 NrÂ 1 RdNrÂ 28; BSG
Urteil vom 10.11.1993 â��Â 9/9a RVg 2/92Â â�� juris RdNrÂ 10; Prange, NZS 2021,
496).

Â 

28

Nach Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 1 BVG endet Versorgungskrankengeld mit dem
â��Eintrittâ�� eines Dauerzustands. Zwar gehen Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 4, 6 undÂ 7
BVG und auch Ziffer 4 der Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 18a BVG von der
â��Feststellung eines Dauerzustandsâ�� und damit von einem entsprechenden
feststellenden Bescheid aus (vgl ebenso Rohr/StrÃ¤Ã�er/Dahm, BVG, Soziales
EntschÃ¤digungsrecht und SozialgesetzbÃ¼cher, Â§Â 18a BVG AnmÂ 8, Stand der
Einzelkommentierung: Januar 2009; Fehl in Fehl/FÃ¶rster/Leisner/Sailer, Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 7.Â Aufl 1992, Â§Â 18a BVG RdNrÂ 24Â f) und knÃ¼pfen
daran den Zeitpunkt, bis zu dem Versorgungskrankengeld noch gewÃ¤hrt (gezahlt)
wird. Dies schlieÃ�t es aber nicht aus, den Eintritt des Dauerzustands und den
daran gekoppelten Wegfall des Versorgungskrankengelds nicht gesondert
nacheinander, sondern zeitgleich in demselben Bescheid auszusprechen (vgl
weitergehend LSG Baden-WÃ¼rttemberg Urteil vom 21.7.2022 â��Â LÂ 6Â VS
2165/21Â â�� juris RdNrÂ 105 und LeitsatzÂ 1).

Â 

29

Die Entbehrlichkeit einer vorherigen gesonderten Feststellung des Dauerzustands
durch die Versorgungsverwaltung ergibt sich fÃ¼r die hier vorliegende
Fallkonstellation des Ruhens eines Anspruchs auf Versorgungskrankengeld bis zum
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Eintritt des anspruchsbeendenden Dauerzustands aus Sinn und Zweck des Â§Â 18a
AbsÂ 7 BVG. Die in Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 4 undÂ 6 BVG und auch in ZifferÂ 4 der
Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 18a BVG vorausgesetzte Feststellung eines
Dauerzustands soll dem LeistungsempfÃ¤nger ermÃ¶glichen, sich auf den Wegfall
der Leistung einzustellen. Der Gesetzgeber wollte zum Ende des
Versorgungskrankengeldanspruchs HÃ¤rten beseitigen, die durch einen
â��verfrÃ¼hten Leistungswegfallâ�� entstehen (vgl BTâ��Drucks V/1012 SÂ 21
zuÂ A Allgemeiner Teil). Er ging zudem davon aus, dass das
Versorgungskrankengeld eine â��vorlÃ¤ufige Leistungâ�� ist (vgl auch LSG Baden-
WÃ¼rttemberg Urteil vom 21.7.2022 â��Â LÂ 6Â VS 2165/21Â â�� juris RdNrÂ 125
mit dem zutreffenden Hinweis, dass das Versorgungskrankengeld keine
â��rentenÃ¤hnliche Dauerleistungâ�� sei; Rohr/StrÃ¤Ã�er/Dahm, BVG, Soziales
EntschÃ¤digungsrecht und SozialgesetzbÃ¼cher, Â§Â 18a BVG AnmÂ 8, Stand der
Einzelkommentierung: Januar 2009), die â��bei Eintritt eines Dauerzustandes von
Rentenleistungen oder hÃ¶heren Rentenleistungenâ�� abgelÃ¶st wird (vgl
BTâ��Drucks V/1012 SÂ 25 zu NrÂ 14), sodass der BeschÃ¤digte auch nach der
Einstellung der Zahlung des Versorgungskrankengelds nicht ohne jede Leistung
dasteht.

Â 

30

Hieran anknÃ¼pfend hat der Gesetzgeber in Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 4 undÂ 6 BVG
unterschiedliche Zeitpunkte fÃ¼r das Ende der GewÃ¤hrung (Zahlung) von
Versorgungskrankengeld in AbhÃ¤ngigkeit davon gewÃ¤hlt, ob die Leistung laufend
oder nicht laufend gewÃ¤hrt wird. Indes fÃ¤llt schon gar keine Leistung weg, wenn
Versorgungskrankengeld vor dem Eintritt des Dauerzustands wegen eines
Ruhenstatbestands nicht auszuzahlen war, der BeschÃ¤digte die Leistung also zu
keiner Zeit bezogen hat. Auch liegt keine HÃ¤rte vor, wenn â��Â wie hierÂ â�� ein
Anspruch bis zum Eintritt des Beendigungstatbestands nach Â§Â 18a AbsÂ 7
SatzÂ 1 BVG wegen des Bezugs einer vorrangigen (hÃ¶heren) Leistung vollstÃ¤ndig
geruht hat. Nur bei tatsÃ¤chlicher Auszahlung des Versorgungskrankengelds
erfÃ¼llt eine dem Leistungsende vorhergehende und gesonderte Feststellung des
Dauerzustands durch Verwaltungsakt aber ihren gesetzlichen Zweck, dem
LeistungsempfÃ¤nger zu ermÃ¶glichen, sich auf den Wegfall des
Versorgungskrankengelds einzustellen. Zudem kÃ¶nnen sich allein bei Wegfall einer
tatsÃ¤chlich gewÃ¤hrten Leistung die unterschiedlichen Beendigungszeitpunkte in 
Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 4 undÂ 6 BVG auswirken.

Â 

31

Systematisch spricht gegen das ausnahmslose Erfordernis einer gesonderten und
dem Leistungsende vorhergehenden Feststellung eines Dauerzustands auch der
Vergleich zur Situation bei einer zeitnahen erstmaligen Entscheidung Ã¼ber einen
Antrag auf Versorgungskrankengeld, bei der von Beginn des mÃ¶glichen
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Leistungszeitraums an (Â§Â 18a AbsÂ 3 SatzÂ 1 BVG) bereits ein Dauerzustand
vorlag. Wollte man auch hier vorab eine gesonderte Feststellung des Dauerzustands
verlangen, wÃ¤re in dieser Konstellation Versorgungskrankengeld letztlich ohne
rechtlichen Grund bis zur wirksamen Feststellung des Dauerzustands zu gewÃ¤hren
(Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 6 BVG), obwohl dieser von Anfang an dem Anspruch
entgegenstand (Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 1 BVG) und der den Dauerzustand
feststellende Bescheid dem Antragsteller lediglich erst spÃ¤ter wirksam
bekanntgegeben werden konnte (vgl Â§Â 37 AbsÂ 1 undÂ 2, Â§Â 39 AbsÂ 1 SGBÂ X
).

Â 

32

Gerade in FÃ¤llen wie dem vorliegenden, in dem ein Anspruch auf
Versorgungskrankengeld wegen des Bezugs einer vorrangigen Leistung aus der
gesetzlichen Unfallversicherung von Beginn an bis zum Eintritt des Dauerzustands
durchgehend und vollumfÃ¤nglich geruht hat, rechtfertigen es Sinn und Zweck der
gesetzlichen Regelungen sowie Gesichtspunkte der VerwaltungsÃ¶konomie, vom
Erfordernis einer vorherigen gesonderten Feststellung des Dauerzustands iS des 
Â§Â 18a AbsÂ 7 SatzÂ 2 BVG abzusehen. Um â��Â auch hierÂ â�� eine
rechtsgrundlose Bewilligung bis zur wirksamen Bekanntgabe des Bescheids Ã¼ber
den Eintritt eines Dauerzustands zu vermeiden, mÃ¼sste die VersorgungsbehÃ¶rde
bereits vor Wegfall der vorrangigen Leistung den Eintritt eines Dauerzustands durch
Verwaltungsakt feststellen und bekanntgeben. Dies setzt aber eine rechtzeitige
Information Ã¼ber das Ende der vorrangigen Leistung durch den TrÃ¤ger oder
EmpfÃ¤nger dieser Leistung voraus. Denn grundsÃ¤tzlich hat der nachrangig
zustÃ¤ndige VersorgungstrÃ¤ger wÃ¤hrend des Ruhens seiner Leistung keine
Veranlassung, regelmÃ¤Ã�ig den Eintritt eines mÃ¶glichen eigenen Leistungsfalls
zu Ã¼berprÃ¼fen. Nichts anderes ergibt sich fÃ¼r den vorliegenden Fall aus den
Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 18a BVG. Denn ZifferÂ 2 sieht eine regelmÃ¤Ã�ige
Ã�berprÃ¼fung lediglich in â��ArbeitsunfÃ¤higkeitsfÃ¤llenâ�� vor. Der Beklagte
hatte aber wÃ¤hrend des Ruhens des Versorgungskrankengeldanspruchs wegen
des Bezugs von Verletztengeld aus der gesetzlichen Unfallversicherung keinen
Anlass zur eigenstÃ¤ndigen Ã�berprÃ¼fung der ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
als Anspruchsvoraussetzung, weil von ihm keine Zahlung zu leisten war. FÃ¼r den
Beklagten erkennbare UmstÃ¤nde, die in der Folge und insbesondere nach Kenntnis
vom Ende des Verletztengeldbezugs darauf schlieÃ�en lassen konnten, dass der
KlÃ¤ger noch einen Anspruch auf Zahlung von Versorgungskrankengeld hÃ¤tte
haben kÃ¶nnen, bestanden nach den Feststellungen des LSG nicht (vgl auch
ZifferÂ 1 der Verwaltungsvorschriften zu Â§Â 18a BVG).

Â 

33

c)Â Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers lÃ¤sst sich auch aus der Rechtsprechung
des BSG zum Ende des Verletztengelds im Recht der gesetzlichen
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Unfallversicherung kein Anspruch auf Versorgungskrankengeld herleiten.

Â 

34

Das BSG verlangt fÃ¼r das Ende eines Verletztengeldanspruchs nach Â§Â 46
AbsÂ 3 SatzÂ 2 SGBÂ VII eine durch Verwaltungsakt zu treffende Entscheidung des
UnfallversicherungstrÃ¤gers Ã¼ber die Einstellung des Verletztengelds mit der
BegrÃ¼ndung, dass mit dem Wiedereintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit nicht zu rechnen
und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht zu erbringen sind. Der Wortlaut
der Norm erfordert eine Prognoseentscheidung des UnfallversicherungstrÃ¤gers,
welche die Gerichte nicht ersetzen kÃ¶nnen. RÃ¼ckwirkend kann die Beendigung
des Verletztengeldanspruchs nach Â§Â 46 AbsÂ 3 SatzÂ 2 SGBÂ VII danach nicht
festgestellt werden, selbst wenn das Verletztengeld erst nachtrÃ¤glich zuerkannt
wurde (BSG Urteil vom 13.9.2005 â��Â BÂ 2Â U 4/04Â RÂ â�� juris RdNrÂ 42; auf
das Erfordernis einer Prognose verweisend: BSG Urteil vom 16.3.2021 â��Â BÂ 2Â U
12/19Â RÂ â�� SozR 4â��2700 Â§Â 45 NrÂ 2 RdNrÂ 20).

Â 

35

Diese Rechtsprechung betrifft allerdings eine anders gelagerte Konstellation und ist
deswegen auf den vorliegenden Fall einer durch Verwaltungsakt erfolgten
behÃ¶rdlichen Prognoseentscheidung nicht Ã¼bertragbar (vgl ebenso LSG
Badenâ��WÃ¼rttemberg Urteil vom 20.3.2014 â��Â LÂ 10Â U 2744/12Â â�� juris
RdNrÂ 35). Das LSG hat keine fehlende Prognose des Beklagten zur Frage des
Dauerzustands ersetzt, sondern dessen â��Â wenn auch erst nachtrÃ¤glichÂ â�� im
Bescheid vom 19.1.2010 getroffene Prognoseentscheidung lediglich Ã¼berprÃ¼ft
und ist ihr gefolgt. Hinsichtlich der PrÃ¼fung eines Dauerzustands iS des Â§Â 18a
AbsÂ 7 SatzÂ 2 BVG verlangt der Gesetzgeber von der Versorgungsverwaltung
â��Â wie sich aus dem Wortlaut der Norm ergibt (â��voraussichtlichâ��)Â â�� eine
Prognose der Entwicklung des gesundheitlichen Zustands des
LeistungsempfÃ¤ngers in Bezug auf die Wiedererlangung der ArbeitsfÃ¤higkeit.

Â 

36

Bei der Beurteilung der ArbeitsunfÃ¤higkeit als Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r das
Versorgungskrankengeld handelt es sich um die Bewertung tatsÃ¤chlicher
Gegebenheiten. Sie ist tatsÃ¤chlichen Feststellungen im gerichtlichen Verfahren mit
gleicher Sicherheit zugÃ¤nglich wie im Verwaltungsverfahren. Da es fÃ¼r die Frage
des Vorliegens der ArbeitsunfÃ¤higkeit maÃ�geblich auf den Gesundheitszustand
und somit auf medizinische Tatsachen ankommt und weder eine wertende noch
eine ZweckmÃ¤Ã�igkeitsentscheidung der Verwaltung vorgeschaltet ist, besteht
kein der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung entzogener Entscheidungsfreiraum der
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BehÃ¶rde. Es sind auch weder rechtliche noch tatsÃ¤chliche Anhaltspunkte dafÃ¼r
gegeben, die bei der Frage der Vorhersage der FÃ¤higkeit, aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden dem bisherigen Beruf nachzugehen, eine Ausnahme von der nach
ArtÂ 19 AbsÂ 4 GG grundsÃ¤tzlich zu gewÃ¤hrleistenden vollstÃ¤ndigen
gerichtlichen Ã�berprÃ¼fbarkeit von Verwaltungsentscheidungen rechtfertigen
kÃ¶nnten (vgl ebenso LSG Baden-WÃ¼rttemberg Urteile vom 21.7.2022
â��Â LÂ 6Â VS 2165/21Â â�� juris RdNrÂ 120 und vom 18.12.2014 â��Â LÂ 6Â VG
4352/13Â â�� juris RdNrÂ 51, jeweils mwN). Zu Recht hat daher das LSG die
Prognoseentscheidung des Beklagten in vollem Umfang in tatsÃ¤chlicher und
rechtlicher Hinsicht Ã¼berprÃ¼ft.

Â 

37

Die nachtrÃ¤gliche Prognose des Beklagten war â��Â wie dargestelltÂ â��
insbesondere der besonderen Konstellation des Ruhens des
Versorgungskrankengeldanspruchs geschuldet. Sie ist rechtlich nicht zu
beanstanden. Eine Prognose kann von der Versorgungsverwaltung erst ab dem
Zeitpunkt verlangt werden, in dem sie hÃ¤tte zwingend ArbeitsunfÃ¤higkeit
erkennen und Ã¼berprÃ¼fen mÃ¼ssen, also jedenfalls noch nicht wÃ¤hrend des
Ruhens des Versorgungskrankengeldanspruchs aufgrund des Bezugs einer
vorrangigen Leistung. Erfolgt die vom Gesetz verlangte Prognoseentscheidung
â��Â wie hierÂ â�� nachtrÃ¤glich, ist auch nicht per se ausgeschlossen, sie fÃ¼r
einen in der Vergangenheit liegenden Zeitraum zu treffen. Die Beurteilung muss
dann aber ausgehend vom damals vorhandenen Erkenntnisstand iS einer
vorausschauenden Betrachtung erfolgen (vgl BSG Urteil vom 21.10.2021
â��Â BÂ 5Â R 1/21Â RÂ â�� SozRÂ 4-2600 Â§Â 53 NrÂ 2 RdNrÂ 17; BSG Urteil vom
28.3.2019 â��Â BÂ 10Â LW 1/17Â RÂ â�� BSGEÂ 128, 1 =Â SozR 4â��5868 Â§Â 3
NrÂ 4, RdNrÂ 21; BSG Urteil vom 27.7.2011 â��Â BÂ 12Â R 15/09Â RÂ â�� SozR
4â��2600 Â§Â 5 NrÂ 6 RdNrÂ 18).

Â 

38

Hiervon ausgehend durfte der Beklagte mit Bescheid vom 19.1.2010 nachtrÃ¤glich
Ã¼ber das Bestehen des Versorgungsgeldanspruchs entscheiden. Nach den
bindenden Feststellungen des LSG war der spÃ¤testens im Februar 2005
eingetretene anspruchsbeendende Dauerzustand â��Â wie oben bereits
ausgefÃ¼hrtÂ â�� auf der Grundlage des vor dem hier streitbefangenen Zeitraum
nach gutachterlicher Untersuchung des KlÃ¤gers im vorgenannten Monat erstellten
SachverstÃ¤ndigengutachtens des O vom 26.4.2005 und damit nach damaligen
Erkenntnisstand zu bejahen. 

Â 

39
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3.Â Dahinstehen kann, ob der Bescheid vom 9.2.2009 und das darin verfÃ¼gte
Ruhen des Versorgungskrankengelds im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
rechtswidrig war. Denn wie der Bescheid vom 19.1.2010 in rechtmÃ¤Ã�iger Weise
regelt, besteht der Anspruch jedenfalls fÃ¼r den hier geltend gemachten Zeitraum
nicht. Die Aufhebung der Ruhensregelung des Bescheids vom 9.2.2009 kÃ¶nnte den
KlÃ¤ger seinem Rechtsschutzziel, Versorgungskrankengeld fÃ¼r die Zeit ab Juli
2005 zu erhalten, daher nicht nÃ¤her bringen.

Â 

40

C.Â Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.

Â 

Erstellt am: 19.01.2023

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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